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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 242/12 B 
 
L 2 R 1364/10 (Thüringer LSG) 
S 14 KN 155/04 (SG Altenburg) 
 
 
 
………………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. August 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. B e r c h t o l d ,  die Richterin Dr. G ü n n i k e r   

und den Richter Dr. K o l o c z e k   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Thüringer Landessozialgerichts vom 12. April 2012 wird als unzulässig verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstat-

ten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 12.4.2012 hat das Thüringer LSG einen Anspruch der Klägerin auf Neuberech-

nung der ihr bewilligten Großen Witwenrente im Zugunstenverfahren verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim 

BSG eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS von § 160 

Abs 2 Nr 1 SGG, Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG und einen Verfahrensfehler iS von 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begrün-

det ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41). Die-

sen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

 

 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

- 4 - 

Die Klägerin misst der Frage grundsätzliche Bedeutung bei, 

"ob die bestandskräftige Gewährung einer Witwenrente nach altem Recht, die bei Berück-

sichtigung der damals geltenden Vorschriften zu einem Zahlungsanspruch geführt hätte, 

rückwirkend mit Entgeltpunkten aus einer eigenen Rente reduziert bzw. auf Null gesetzt 

werden darf." 

 

Mit dieser Formulierung hat die Klägerin bereits keine Rechtsfrage zum Inhalt einer revisiblen 

Norm (vgl § 162 SGG) aufgeworfen. Welche Vorschrift welchen Bundesgesetzes ausgelegt 

werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder das Recht fortzubilden, benennt die Klägerin 

nicht. 

 

Ebenso wenig hat sie die Klärungsfähigkeit, dh Entscheidungserheblichkeit der aufgeworfenen 

Frage dargetan.  

 

Entscheidungserheblichkeit bedeutet, dass es für die Entscheidung des vorliegenden Rechts-

streits auf die Beantwortung der aufgeworfenen Rechtsfrage ankommt und die Entscheidung 

unter Zugrundelegung der Rechtsauffassung des Beschwerdeführers in seinem Sinne hätte 

ausfallen müssen. Kann mangels entsprechenden Vortrags nicht ausgeschlossen werden, dass 

der geltend gemachte Anspruch unabhängig vom Ergebnis der angestrebten rechtlichen Klä-

rung womöglich am Fehlen einer weiteren Anspruchsvoraussetzung scheitern müsste, fehlt es 

an der Darlegung der Entscheidungserheblichkeit und damit der Klärungsfähigkeit der aufge-

worfenen Rechtsfrage (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 3 mwN). Ein Beschwerdeführer 

hat daher den nach seiner Auffassung vom Revisionsgericht einzuschlagenden Weg der 

Nachprüfung des angefochtenen Urteils und dabei insbesondere den Schritt darzustellen, der 

die Entscheidung der als grundsätzlich bezeichneten Rechtsfrage notwendig macht (BSG SozR 

1500 § 160a Nr 31). Hierzu enthält die Beschwerdebegründung keine schlüssigen 

Ausführungen. 

 

Ob eine Frage im angestrebten Revisionsverfahren klärungsfähig ist, kann generell nur auf der 

Grundlage bereits getroffener Feststellungen beantwortet werden. Dagegen kann die Revision 

wegen grundsätzlicher Bedeutung nicht zugelassen werden, wenn das Berufungsgericht eine 

Tatsache, die für die Entscheidung der mit der Nichtzulassungsbeschwerde angesprochenen 

Frage erheblich sein würde, noch nicht festgestellt hat und damit nur die Möglichkeit besteht, 

dass sie nach Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht und weiterer Sachver-

haltsaufklärung entscheidungserheblich werden kann (BSG vom 10.11.2008 - B 12 R 14/08 B - 

Juris mwN). Welchen Sachverhalt das LSG festgestellt hat, ist der Beschwerdebegründung 

indes nicht zu entnehmen. Insbesondere ist nicht dargetan, dass die von der Klägerin unter Zif-

fer 1 der Beschwerdebegründung vereinzelt aufgeführten Tatsachen auf Feststellungen des 

Berufungsgerichts beruhen. 
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Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, 

die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufge-

stellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die Entscheidung des LSG 

nicht den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, wenn das LSG diesen 

Kriterien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit 

der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im Grundsätzlichen begrün-

det die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus verlangt der Zulassungs-

grund der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung beruht. Bezogen auf 

die Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die Beschwerdebegründung er-

kennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der höchstrichterlichen Entscheidung 

enthalten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene Rechtssatz dazu in Widerspruch steht; 

ferner muss aufgezeigt werden, dass die angefochtene Entscheidung auf der geltend gemach-

ten Abweichung beruht und auch das Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtsprechung 

in einem künftigen Revisionsverfahren seiner Entscheidung zu Grunde zu legen haben wird 

(zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 72 mwN). Diesen 

Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Es ist bereits zweifelhaft, ob die Klägerin sich widersprechende tragende abstrakte Rechtssätze 

im Berufungsurteil einerseits und in dem Beschluss des BVerfG vom 21.7.2010 (1 BvR 

2530/05, 1 BvL 11/06 ua - BVerfGE 126, 369 = SozR 4-5050 § 22b Nr 9) andererseits 

ausreichend herausgestellt hat. Dies kann indes dahinstehen.  

 

Die Beschwerdebegründung versäumt es jedenfalls aufzuzeigen, dass das Berufungsurteil auf 

der geltend gemachten Divergenz beruht, dh eine entscheidungserhebliche Divergenz vorliegt 

(vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011 Kapitel IX 

RdNr 82). Dies ist nur dann der Fall, wenn die angefochtene Entscheidung bei Zugrundelegung 

des Rechtssatzes, von dem angeblich abgewichen ist, anders hätte ausfallen müssen 

(Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 160 RdNr 15 mwN). Kann 

mangels entsprechenden Vortrags nicht ausgeschlossen werden, dass der geltend gemachte 

Anspruch unabhängig von der geltend gemachten Divergenz womöglich am Fehlen einer 

weiteren Anspruchsvoraussetzung scheitern müsste, fehlt es an der Darlegung der 

Entscheidungserheblichkeit (vgl BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 5 RdNr 3 mwN). 

 

Ob eine Divergenz entscheidungserheblich ist, kann generell nur auf der Grundlage bereits ge-

troffener Feststellungen beantwortet werden. Dagegen kann die Revision wegen Divergenz 

nicht zugelassen werden, wenn das Berufungsgericht eine Tatsache, die für den geltend 

gemachten Anspruch erheblich sein würde, noch nicht festgestellt hat und damit nur die 
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Möglichkeit besteht, dass die Divergenz nach Zurückverweisung der Sache an das 

Berufungsgericht und nach weiterer Sachverhaltsaufklärung entscheidungserheblich werden 

kann (vgl BSG vom 10.11.2008 - B 12 R 14/08 B - Juris mwN). Die von der Klägerin geltend 

gemachte Divergenz stellt sich nur dann tragend, wenn das Berufungsgericht alle erforderlichen 

tatsächlichen Umstände festgestellt hat, um das Vorliegen sämtlicher 

Anspruchsvoraussetzungen bejahen zu können. Hierzu fehlt jedes Vorbringen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG 

kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 

Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin ist der Auffassung, die Revision sei zuzulassen, damit die Sache dem EuGH vor-

gelegt werden könne "zur Klärung der Frage, ob die Ansprüche aus dem Fremdrentenrecht 

willkürlich und unabhängig von der Eigentumsgarantie rückwirkend vernichtet werden dürfen, 

oder ob unter Berücksichtigung der hier geltenden europarechtlichen Vorschriften es sich um 

Sozialleistungen handelt, die dem Eigentumsrecht und dem Gleichheitsgrundsatz unterliegen". 

Angesichts der vom EuGH "in den Urteilen vom 18.12.2007" aufgestellten Grundsätze und 

auch "ausgehend davon, dass nach § 15 FRG die von einem Vertriebenen während seiner Ver-

treibung bis zum Ende des Vertreibungsvorganges im Ausland geleisteten Beiträge mit Inlands-

beiträgen gleichgestellt worden sind, so verstößt gegen europarechtliche Vorschriften, wenn die 

aufgrund dieser gleichgestellten Beiträge bewilligten Renten rückwirkend aufgrund eines 'Neu-

bewertungstrickes' vernichtet werden. Nach der Rechtsprechung des BVerfG ist der Europäi-

sche Gerichtshof gesetzlicher Richter. Zwar hat das BSG es bisher abgelehnt, die Sache zur 

Klärung der hier aufgeworfenen Fragen vorzulegen, dieses verstößt aber gegen Art. 101 GG 

sowie gegen Art. 3 und Art. 2 Abs. 1 i. Verb. m. Art. 20 Abs. 3 sowie Art. 19 Abs. 4 GG." 

 

Soweit die Klägerin mit diesem Vorbringen vortragen will, dass das BSG in vergleichbaren 

Rechtsstreitigkeiten den EuGH verfahrensfehlerhaft nicht angerufen habe, ist ein Verfahrens-

mangel iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG nicht dargetan. Die Nichtzulassungsbeschwerde kann 

grundsätzlich nur auf Verfahrensfehler gestützt werden, die dem Berufungsgericht in dem dem 

Beschwerdeverfahren vorausgegangenen Berufungsverfahren unterlaufen sind.  
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Soweit die Klägerin möglicherweise vortragen möchte, das LSG habe durch Nichtvorlage der 

Sache Art 267 Abs 3 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) ver-

letzt, wäre ein Verfahrensmangel nicht schlüssig aufgezeigt. 

 

Wird eine Frage über die Auslegung der Verträge (Art 267 Abs 1 Buchst a AEUV) oder die Gül-

tigkeit und Auslegung der Handlungen der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der 

Union (Art 267 Abs 1 Buchst b AEUV) in einem schwebenden Verfahren bei einem einzelstaatli-

chen Gericht gestellt, dessen Entscheidungen selbst nicht mit Rechtsmitteln des innerstaatli-

chen Rechts angefochten werden können, so ist dieses Gericht gemäß Art 267 Abs 3 AEUV zur 

Anrufung des Gerichtshofes der Europäischen Union verpflichtet.  

 

Die Klägerin hat bereits nicht dargetan, welche Fragen über die Auslegung bzw die Gültigkeit 

welcher Norm welchen Unionsrechts (vgl Ehricke in Streinz, EUV/AEUV, 2. Aufl 2012, Art 267 

AEUV RdNr 13) sich ausgehend von der Rechtsauffassung des Berufungsgerichts in dem Ver-

fahren vor dem LSG gestellt hätten. Darüber hinaus hat sie nicht schlüssig aufgezeigt, warum 

Entscheidungen des LSG nicht mit Rechtsmitteln innerstaatlichen Rechts angegriffen werden 

können. Die Anfechtung von Entscheidungen eines nationalen Gerichts mit Rechtsmitteln des 

innerstaatlichen Rechts ist auch dann möglich, wenn die Anfechtung nur nach vorheriger Zulas-

sungserklärung durch das oberste Gericht geprüft werden kann (EuGH - C-99/00 - Juris 

RdNr 16).  

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 und 4 

SGG.  
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